
 

Amt Dorf Mecklenburg-Bad Kleinen 
Der Amtsvorsteher 
Am Wehberg 17 
23972 Dorf Mecklenburg 

 

 
Information  

gemäß Art. 13 der Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) 
zur Erhebung von Erschließungsbeiträgen 

 

Vorbemerkung 

 
Die Gemeinden sind gemäß §§ 127, 132 des Baugesetzbuches (BauGB) sowie gemäß 
§ 5 der Kommunalverfassung M-V (KV M-V) in Verbindung mit der jeweiligen Satzung 
der Gemeinde über die Erhebung eines Erschließungsbeitrages verpflichtet, von den 
Eigentümern, Miteigentümern und Erbbauberechtigten von Grundstücken Beiträge für 
die erstmalige Herstellung von öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen sowie der nicht 
befahrbaren Verkehrsanlagen (Fußwege, Wohnwege) und Park- und Grünflächen, die 
Bestandteil der Verkehrsanlagen sind, zu erheben. Das Amt Dorf Mecklenburg-Bad 
Kleinen ist berechtigt für die Berechnung der Erschließungsbeiträge für die 
amtsangehörigen Gemeinden folgende Daten zu diesen Zwecken zu verarbeiten: 
 
Katasterdaten, Mitteilungen und Auskünfte der Eigentümer/Miteigentümer/Erbbau-
berechtigten 
 
Hierzu werden folgende Daten von den Eigentümern/Erbbauberechtigten erhoben: 
 
Grundstücksbezeichnungen, Grundbuchbezeichnungen, Grundstücksgrößen, Grund-
stücksnutzungen, Maße von Bebauungen, Eigentümerverhältnisse, dingliche Rechte 
und Anschriften von Eigentümern/Eigentümerinnen oder dinglich Berechtigten  
 
Die entsprechenden Daten werden erhoben von den Beitragspflichtigen sowie aus 
Unterlagen wie z. B. Bebauungsplänen, Katasterblättern, Liegenschaftsbüchern, Grund-
büchern, Abgabedateien, Hausnummernverzeichnissen und Bauakten. Die Daten 
können durch berechtigte Dritte wie andere Beitragspflichtige oder ihre Beauftragten im 
Rahmen des Veranlagungsverfahrens eingesehen werden.  
 
Das Amt Dorf Mecklenburg-Bad Kleinen als Verwaltung der amtsangehörigen 
Gemeinden ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Beitragspflichtigen und von 
nach den Absätzen 1 und 2 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Abgabenpflichtigen 
mit den für die Beitragserhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen 
und diese Daten zum Zwecke der Beitragserhebung nach dieser Satzung zu verwenden 
und weiter zu verarbeiten. 
 
1. Verantwortlicher für die Datenverarbeitung: 
          Amt Dorf Mecklenburg-Bad Kleinen  

Bauamt - Frau S. Plieth 
Am Wehberg 17, 23972 Dorf Mecklenburg 
Telefon: 03841 798-203, E-Mail: s.plieth@amt-dm-bk.de 
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2. Beauftragte oder Beauftragter für den Datenschutz: 
Amt Dorf Mecklenburg-Bad Kleinen 
Herr E. Rohde 
Am Wehberg 17, 23972 Dorf Mecklenburg 
Telefon: 03841 798-212, E-Mail: e.rohde@amt-dm-bk.de 

 
3. Zwecke und Rechtsgrundlage der Verarbeitung personenbezogener Daten  

Das Bauamt des Amtes Dorf Mecklenburg-Bad Kleinen hat gemäß §§ 127, 132 
BauGB sowie den jeweils in den amtsangehörigen Gemeinden geltenden Satzungen 
über die Erhebung eines Erschließungsbeitrages personenbezogene Daten über den 
von der Erschließungsmaßnahme betroffenen Grundbesitz (Anlieger) und deren 
Inhaber zu registrieren und zu verarbeiten, um den zu erhebenden Erschließungs-
beitrag zu berechnen und den oder die jeweils Beitragspflichtigen zu dem Beitrag 
heranziehen zu können. Die zu diesem Zwecke gespeicherten personenbezogenen 
Daten werden von der Amtsverwaltung ausschließlich genutzt, um nach Maßgabe 
der gesetzlichen Regelungen die Höhe des jeweiligen Erschließungsbeitrages zu 
berechnen und schließlich gegenüber dem Beitragspflichtigen festzusetzen.  

 
4. Kategorien von Empfängern von personenbezogenen Daten  

Personenbezogene Daten werden an Dritte übermittelt, wenn 
 nach Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Buchst. a) DSGVO durch die betroffene Person 

ausdrücklich dazu eingewilligt wurde, 
 die Weitergabe nach Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Buchst. f) DSGVO zur 

Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen 
erforderlich ist und kein Grund zur Annahme besteht, dass die betroffene Person 
ein überwiegendes schutzwürdiges Interesse an der Nichtweitergabe ihrer Daten 
hat, 

 für die Datenübermittlung nach Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Buchst. c) DSGVO eine 
gesetzliche Verpflichtung besteht, und/oder 

 dies nach Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Buchst. b) DSGVO für die Erfüllung eines 
Vertragsverhältnisses mit der betroffenen Person erforderlich ist. 

In anderen Fällen werden personenbezogene Daten nicht an Dritte weitergegeben. 
 

5. Dauer der Speicherung 
Die Unterlagen zur Berechnung der Erschließungsbeiträge sowie die dazugehörigen 
Bescheide werden in der Regel nach Ablauf von 10 Jahren vernichtet und die Daten-
sätze gelöscht.  

 
6. Betroffenenrechte  

Jede von einer Datenverarbeitung betroffene Person hat nach der Datenschutz-
Grundverordnung (DS-GVO) insbesondere folgende Rechte: 
a) Auskunftsrecht über die zu ihrer Person gespeicherten Daten und deren 

Verarbeitung (Artikel 15 DS-GVO). 
b) Recht auf Datenberichtigung, sofern ihre Daten unrichtig oder unvollständig sein 

sollten (Artikel 16 DS-GVO). 
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c) Recht auf Löschung der zu ihrer Person gespeicherten Daten, sofern eine der 

Voraussetzungen von Artikel 17 DS-GVO zutrifft. Das Recht zur Löschung 
personenbezogener Daten besteht ergänzend zu den in Artikel 17 Absatz 3 DS-
GVO genannten Ausnahmen nicht, wenn eine Löschung wegen der besonderen 
Art der Speicherung nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand 
möglich ist. In diesen Fällen tritt an die Stelle einer Löschung die Einschränkung 
der Verarbeitung gemäß Artikel 18 DS-GVO. 

d) Recht auf Einschränkung der Datenverarbeitung, sofern die Daten unrechtmäßig 
verarbeitet wurden, die Daten zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung 
von Rechtsansprüchen der betroffenen Person benötigt werden oder bei einem 
Widerspruch noch nicht feststeht, ob die Interessen der steuererhebenden 
amtsangehörigen Gemeinde gegenüber denen der betroffenen Person 
überwiegen (Artikel 18 Absatz 1 lit. b, c und d DS-GVO). Wird die Richtigkeit der 
personenbezogenen Daten bestritten, besteht das Recht auf Einschränkung der 
Verarbeitung für die Dauer der Richtigkeitsprüfung.  

e) Widerspruchsrecht gegen bestimmte Datenverarbeitungen, sofern an der 
Verarbeitung kein zwingendes öffentliches Interesse besteht, das die Interessen 
der betroffenen Person überwiegt, und keine Rechtsvorschrift zur Verarbeitung 
verpflichtet (Artikel 21 DS-GVO).  
 

7. Widerrufsrecht bei Einwilligungen  
Die Übermittlung personenbezogener Daten für andere als die o. g. Zwecke ist nur 
zulässig, wenn die betroffene Person ausdrücklich eingewilligt hat (Artikel 6 Absatz 1 
lit. a DS-GVO). Die Einwilligung kann nach Artikel 7 Absatz 3 DS-GVO jederzeit 
gegenüber der Stelle widerrufen werden, gegenüber der die Einwilligung zuvor erteilt 
wurde. 

 
8. Beschwerderecht 

Jede betroffene Person hat das Recht auf Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde des 
Landes Mecklenburg-Vorpommern: 

 
Der Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit  
Mecklenburg-Vorpommern 

Werderstraße 74a 
19055 Schwerin 
E-Mail: info@datenschutz-mv.de  
Telefon: +49 385 59494 0, Telefax: +49 385 5949458 

 
 
 


